
                        GGS Alzenbach - Mühleip 
          

  
 

Schweigepflichtentbindung und 
Zustimmungserklärung nach §67b Absatz 1 und 2 SGB X 

 
Hiermit entbinde ich/ entbinden wir    
 

Nachname, Vorname 

      

Nachname, Vorname 

      

 

die Eltern des Kindes 

Nachname, Vorname des Schülers / der Schülerin  

      

Geburtsdatum  

      

 

folgende Einrichtung / Institution / Person 

 die vorschulischen Institution KITA: __________________________________________ 

 die außerschulischen Institutionen  

 den Kinderschutzbund 

 das Kinder- und Jugendhilfezentrum Eitorf 

 den schulpsychologischen Dienst  

        ______________________________________________________ 

        ______________________________________________________ 

 Ärzte und freie Arztpraxen: __________________________________________________ 

 Therapeuten und therapeutische Praxen 

      ___________________________________________________________________ 

(bitte hier weitere Ansprechpartner/Institutionen eintragen)  

 

      ___________________________________________________________________ 

(bitte hier weitere Ansprechpartner/Institutionen eintragen)  

 

 von der Schweigepflicht gegenüber folgender Person(en) der GGS Alzenbach-Mühleip:  

 

_______________________________________________________________________________ 

 

 sowie die genannte(n) Person(en) der GGS Alzenbach-Mühleip gegenüber der o. g. Einrichtung / Institution 
/ Person. 

damit zur Ermittlung eines möglichen sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs oder eines vertieften individuellen 

Förderbedarfs Informationen weitergegeben werden können. 

Ich weiß, dass ich diese Erklärung jederzeit widerrufen kann. 

 

Eitorf, den                                              ________________________________ 

               Unterschrift des/der Sorgeberechtigten 



                        GGS Alzenbach - Mühleip 
          

  
Auszug aus dem Schulgesetz NRW – SchulG 

§ 120  
Schutz der Daten von Schülerinnen  

und Schülern und Eltern 
(1) Schulen und Schulaufsichtsbehörden dürfen personenbezogene Daten der Schülerinnen und Schüler, der in § 36 ge-
nannten Kinder sowie der Eltern verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufga-
ben erforderlich ist. Die gespeicherten personenbezogenen Daten dürfen in der Schule nur den Personen zugänglich ge-
macht werden, die sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. 
(2) Schülerinnen, Schüler und Eltern sind zur Angabe der nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen Daten verpflichtet; sie sind 
bei der Datenerhebung auf ihre Auskunftspflicht hinzuweisen. Andere Daten dürfen nur mit Einwilligung der betroffenen Per-
sonen erhoben werden. Die Einwilligung muss freiwillig erteilt werden. Den betroffenen Personen dürfen keine Nachteile 
entstehen, wenn sie eine Einwilligung nicht erteilen. Minderjährige Schülerinnen und Schüler sind einwilligungsfähig, wenn 
sie die Bedeutung und Tragweite der Einwilligung und ihre rechtlichen Folgen erfassen können und ihren Willen hiernach zu 
bestimmen vermögen. 
(3) Standardisierte Tests und schriftliche Befragungen von Schulanfängerinnen und -anfängern (§ 36) und Schülerinnen und 
Schülern dürfen in der Schule nur durchgeführt werden, soweit dies für die Feststellung der Schulfähigkeit oder des Sprach-
standes, für eine sonderpädagogische Förderung oder für Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung 
geeignet und erforderlich ist. Die Schülerinnen und Schüler sowie die Eltern sind über die wesentlichen Ergebnisse zu infor-
mieren. Aus Tests und schriftlichen Befragungen zur Feststellung der Schulfähigkeit und des sonderpädagogischen Förder-
bedarfs dürfen nur die Ergebnisse und der festgestellte Förderbedarf an andere Schulen übermittelt werden. 
(4) Andere wissenschaftliche Untersuchungen, Tests und Befragungen sind nur mit Einwilligung im Rahmen des Absatz 2 
Sätze 2 und 3 zulässig, wenn dadurch die Bildungs- und Erziehungsarbeit und schutzwürdige Belange einzelner Personen 
nicht beeinträchtigt werden oder die Anonymität der betroffenen Personen gewahrt bleibt. Die Entscheidung trifft die Schul-
leiterin oder der Schulleiter. In Angelegenheiten besonderer oder überörtlicher Bedeutung ist die obere Schulaufsichtsbe-
hörde zu unterrichten. 
 (7) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten dürfen einer Schule, der Schulaufsichtsbehörde, dem Schulträger, der unteren 
Gesundheitsbehörde, dem Jugendamt, dem Landesjugendamt, den Ämtern für Ausbildungsförderung, dem Landesamt für 
Ausbildungsförderung sowie den Ausbildungsbetrieben der Schülerinnen und Schüler an Berufskollegs nur übermittelt wer-
den, soweit sie von diesen Stellen zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt werden. 
Die Übermittlung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Auskunfts- oder Melde-
pflicht erforderlich ist, ein Gesetz sie erlaubt oder die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat. Die Übermittlung von 
Daten der Schülerinnen und Schüler und der Eltern an Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs ist nur 
zulässig, wenn ein rechtlicher Anspruch auf die Bekanntgabe der Daten besteht und schutzwürdige Belange der betroffenen 
Person nicht beeinträchtigt werden oder wenn die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat. Dem schulpsychologi-
schen Dienst dürfen personenbezogene Daten nur mit Einwilligung der betroffenen Personen übermittelt werden. 

Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - (SGB X) 
§ 67 Begriffsbestimmungen 

(1) Die nachfolgenden Begriffsbestimmungen gelten ergänzend zu Artikel 4 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. 
L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Sozialdaten sind personenbezogene Daten (Artikel 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679), die von einer in § 35 
des Ersten Buches genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch verarbeitet werden. Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse sind alle betriebs- oder geschäftsbezogenen Daten, auch von juristischen Personen, die Ge-
heimnischarakter haben. 

(3) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel angewandt wird, auch  

1.Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Ermächtigungsgrundlage sich im Sozialgesetzbuch befindet, 

2.Aufgaben auf Grund von über- und zwischenstaatlichem Recht im Bereich der sozialen Sicherheit, 

3.Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und das Zehnte Buch für entsprechend anwendbar erklären, 
und 

4.Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben, soweit sie den in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stellen durch Gesetz zugewiesen sind. § 8 Absatz 1 Satz 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberührt. 

(4) Werden Sozialdaten von einem Leistungsträger im Sinne von § 12 des Ersten Buches verarbeitet, ist der Verantwortliche 
der Leistungsträger. Ist der Leistungsträger eine Gebietskörperschaft, so sind der Verantwortliche die Organisationseinhei-
ten, die eine Aufgabe nach einem der besonderen Teile dieses Gesetzbuches funktional durchführen. 

(5) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, Gesellschaften und andere Personenvereinigungen 
des privaten Rechts, soweit sie nicht unter § 81 Absatz 3 fallen. 

 


